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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

04.05.2022 

Geschäftszahl 

Ra 2020/01/0238 

Rechtssatz 

§ 10 Abs. 1 Z 7 StbG 1985 sieht zwei (alternative) Verleihungsvoraussetzungen vor: So darf die 
Staatsbürgerschaft einem Fremden, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, nur 
verliehen werden, wenn sein Lebensunterhalt hinreichend gesichert ist (erster Fall) oder (alternativ) der 
Fremde seinen Lebensunterhalt aus tatsächlichen, von ihm nicht zu vertretenden Gründen dauerhaft nicht 
oder nicht in ausreichendem Maße sichern kann (zweiter Fall; arg.: "oder"). Die mangels hinreichend 
gesicherten Lebensunterhalts der Verleihungswerber iSd § 10 Abs. 1 Z 7 erster Fall iVm Abs. 5 StbG 
1985 wesentliche Verleihungsvoraussetzung des § 10 Abs. 1 Z 7 zweiter Fall StbG 1985 ist somit erfüllt, 
wenn die Verleihungswerber im Entscheidungszeitpunkt ihren Lebensunterhalt aus tatsächlichen, von 
ihnen nicht zu vertretenden Gründen dauerhaft nicht oder nicht in ausreichendem Maße sichern können. 
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